
 

 

 
Dringlicher Berichtsantrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
betreffend Zuwanderung aus Bulgarien und Rumänien 
 
 
 
Der Deutsche Städtetag veröffentlichte am 22. Januar 2013 ein Positionspa-
pier "Zu den Fragen der Zuwanderung aus Rumänien und Bulgarien", in 
dem die Folgen der "erheblichen Zuwanderung" aus den genannten Ländern 
thematisiert wurden.  Der Deutscher Städtetag stellt fest, dass "aus kommu-
naler Sicht (…) in vielen Bereichen dringender Handlungsbedarf (besteht)." 
Auch die finanzielle Belastung der Kommunen wird in diesem Zusammen-
hang angesprochen. Auch in Hessen fordern Städte wie Hanau, Offenbach 
und Frankfurt Unterstützung, um mit der besonderen Herausforderung an-
gemessen umgehen zu können. 
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Innenausschuss über folgenden Ge-
genstand zu berichten: 
 
1. Teilt die Landesregierung die Inhalte des genannten Positionspapiers? 

Wo stimmt sie ggf. mit dem Deutschen Städtetag überein? 
 Wo hat sie ggf. unterschiedliche Auffassungen? 
 
2. Wie viele Menschen aus Bulgarien und Rumänien sind in den vergan-

genen fünf Jahren nach Hessen zugewandert (bitte einzeln nach Land 
und Jahren aufführen)? 

 Wie viele Menschen sind im gleichen Zeitraum aus anderen Ländern 
zugewandert? 

 
3. Was sind aus Sicht der Landesregierung die Gründe für die Zuwande-

rung aus Bulgarien und Rumänien? 
 
4. Welche Herausforderungen ergeben sich in Hessen für die Integration 

der zugewanderten Menschen aus Bulgarien und Rumänien? 
 
5. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung ergriffen, um diesen 

Herausforderungen gerecht zu werden? 
 
6. Durch welche Maßnahmen unterstützt die Landesregierung die 

Kommunen bei der Bewältigung dieser Aufgabe? 
 
7. Welche Maßnahmen zur Sprachförderung und Migrationsberatung für 

erwachsene Migrantinnen und Migranten aus Bulgarien und Rumäni-
en werden in Hessen angeboten? 

 
8. Welche Maßnahmen zur schulischen Bildung für minderjährige Mig-

rantinnen und Migranten werden in Hessen angeboten? 
 Sind ausreichend Lehrerinnen und Lehrer, die Deutsch als Zweitspra-

che vermitteln, an Schulen vorhanden, damit auch alle zugewanderten 
Kinder aus Bulgarien und Rumänien beschult werden können? 

 
9. Hält die Landesregierung weitere Aktivitäten für notwendig, um die 

Integration der Zuwanderinnen und Zuwanderer aus Bulgarien und 
Rumänien zu fördern? 

 Wenn ja, welche? 
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10. Rechnet die Landesregierung mit einem weiteren Anstieg der Zuwan-
derungszahlen aus Bulgarien und Rumänien?  

 Wenn ja, welche Vorkehrungen hat sie hierfür bereits getroffen oder 
hält sie für notwendig, um auf diese steigenden Zahlen zu reagieren?  

 
Wiesbaden, 29. Mai 2013 

Der Parlamentarische Geschäftsführer: 
Mathias Wagner (Taunus) 
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